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Landesarbeitsgericht
Baden-Württembe

M i'ct aaztgg

Verkündet ^^47, April 1995

lndemRechtsstr
Land Baden-'Württember

rg

fmNamendesVo lk

- Berufungsktagendes Land/beklagrtes Land -

Proz. Bev.: 

rg

gegen

hat das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg'Kammem

  durch die Vorsitzende Richterin am

Arrbeitsgeri r und die ehrenamtlichen Richter Herr

tz und Herr g auf die mündliche Verhandlung

vom

1 .

für Recht erkannt

Die Berufung des beklaglen Landes geggl Udeil des

Arbeitsgeiih m - Kamme Q - vom

3o.06.igea - AZ.: 5 Ca 882193 - wird zurückgewiesen'

Die Kosten des Berufungsverfahrens trägrt das bektagle
Laqd.
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T a t b e s t a n d :

Die Klägerin begehrt die Feststellung ihrer Eingruppierung

nach Maßgabe der Vergütungsgruppe V c der Anlage 1 a Teil I

zum Bundesangestelltentarituertrag (BAT) seit 01.07.1 991'

Die Klägerin ist seit 01.09.1981 als Dekanatssekretärin der Fa-

kultät für Pharmazie der Universitä rg in Teilzeit

(1g,25 wochenstunden) tätig. Die 
'Klägerin 

stand bereits von

Juli 1974 bis Juni 1977 und ab dem 15.02.1980 in einem An-

gestelltenverhältnis zum beklagten Land. Auf das Arbeitsver-

hältnis findet kraft einzelver.traglicher lnbezugnahme der BAT

Anwendung. seit 01.01.1983 wird die Klägerin gemäß vergü-

tungsgruppe Vl b BAT vergütet. Mit schreiben vom 11.12.1991

stellte die Klägerin einen Antrag auf Höhergruppierung nach

Vergütungsgruppe BAT V b rückwirkend zum 01.07.1991. Die

Bruttodifferenz zwischen BAT Vl b und V b beträgt DM 143,51

monatlich.

Als Dekanatssekretärin verrichtet die Klägerin zu 113 ihrer Ar-

beitszeit allgemeine Dekanatsaufgaben und zu 213 Tätigkeiten

im Zusammenhang mit Prüfungsangelegenheiten.

t .

Die Dekanatsaufgaben sind im Tatbestand des erstinstanz-

lichen Urteils wie folgt zusammengefaßt (a-f):
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a)

Durchführung von Berufungsverfahren :

'en (zwischen 20 bis 40 Pro
Auflistung der einzelnen Bewerbung

Ste||e);selbständigeTerminüberwachungbezügl ich.angefor-

derter Gutachten und ggfs. Anrnahnung, Ausfüllung von Form-

bHt ternandenSenat ;Berücks icht igungeinesevt l 'e r forder-

;;. Neubeginns einer Ausschreibung; Beachtung der ge-

setz| ichenVorgabendesUniversitätsgesetzes,ministerie| |er

ErlasseundsonstigerUniversitätsvorschriftenundRicht|inien;

uskünften hierüber an den jeweiligen Dekan;

Vortragstermine mit den Eingeladenen abklären' Raumreser-

vierung, Reisekostenabrechnungen der Eingeladenen' Wahl-

vorbereitung, Organisation von kalten Buffets"

b)

Mitwirkung bei der Einsetzung außerplanmäßiger Professuren

und Privatdozenturen:

' 
Selbständige Beantwortung von Anfragen von Privatdozenten

überdasVerfahreneineraußerp|anmäßigenProfessur,Kopie.

rendeseinsch|äg igenRege|werksdesUnivers i tä tsgesetzes

und Übersendung zusammen mit einem Formblatt'
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c)

Dauerbetegung von Hörsälen:

Koordinierungsarbeit unter Berücksichtigung der von semester

zu Semester unter Umständen geänderten Wünsche von Do-
zenten; örtliche und zeitliche Koordinierung unter Beachtung
der studienpläne; Aufstellung der stundenpläne für das erste

bis achte Fachsemester; redaktionelle Mitarbeit bei den
Vorles u n gsverzeich n issen.

d)

Vorbereitung der Fakultätsratssitzungen:

unterschriftsreife Vorbereitung und Festsetzung der Rangfolge
der anfallenden Tagesordnungspunkte; Abkrären von problem-

fällen, vorbereitung der wahl des Dekans und des prodekans.

e)

Erstellung der Protokolle der Fakultätsratssitzung und
selbständige Umsetzung seiner Beschlüsse.

0
Selbständiges Aufsetzen von Schreiben im Auftrag des
Dekans.
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BeiderWahrnehmungderDekanatsaufgabenhatd ieK|äger in

insbesonderebeiderMi twi l .kungimBer.ufungsver fahrendas

universitätsgesetz ministerielle Erlasse und universitäre Vor- '

schri f tenzubeachten.BeiderVorbereitungderFaku|täts.

ratssitzungen hat sie die einzelnen Prüfungsvorschriften (siehe

unten ll) zu beachten und beizulegen'

l t .

Be iderWahrnehmungderPrüfungsangelegenhei tenobl iegt

derK|ägerindieorganisat iondesPrüfungswesensfürdieKan-

didatendes2.Staatsexame.nsinPharmazie,fürDoktoranden

und Habilitanden einschließlich der allgemeinen Beratung der

Studenten, Studienquereinsteiger, Prüfungskandidaten (1. bis

3.Staatsexamen) ,DoktorandenundHabi | i tanden. |meinzel -

nen ist die Tätigkeit im Tatbestand des erstinstanzlichen urteils

wie folgt beschrieben (a-n):

a)

Prü fungvonDokumentenundUnte r lagenundsons t igenAus .

b i l dungsnachwe isenzurAbk |ä rungder fo rma lenPrü fungs -

voraussetzungen;h ierzuEin ladungderKandidatenundDurch.

sprache der einzelnen. Voraussetzungen anhand einer

checkliste, Überprüfung der Anträge für die Zulassung zur

Prüfung auf Vollständigkeit und Eingabe in den PC'
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b)

Anlegen von Prüfungsakten'

c)

Organisation der Prüfungstermine' sowie der Prüfung selbst

nebstRaumbe|egung;ggfs.TqrminsverschiebungenunterBe-

rücksichtigung der Verfügbarkeit einer Mehrzahl von

FachPrüfern'

d)

Überp rü fungderBerechnungderDurchschn i t t sno ten inder

Promotionsprüfung fY' die internen Notenlisten' die von

Promotionsbetreuern,beidenensichdiePrüf l ingefüreinePro-

motion bewerben' angefordert werden'

e)

Aussteltung von Zeugnissen' Urkunden und sonstigen Be-

scheinigungen, ggfs' zum Zwecke der Freistellung von Wehr-

übungen, für Studienförderungen' insbesondere auch für aus-

ländische Studenten

0 
lltungsamt

Meldungen an das Bundesverwi

eines vierseitigen Meldebogens'

nach Maßgabe
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s)
Allgemeine Beratung der Studenten und Prüfungskandidaten,

Abhaltung einer formellen Sprechstunde, da die Klägerin als
"zentrale Anlaufstelle" von Studenten und Studienanfängern

angesehen wird; Beratung auch in englischer und französi-

scher Spräche; u.a. Eleratung in Angelegenheiten der gelten-

den Prüfungsordnungen, des Universitätsgesetzes, der Grund-

ordnung der Ur,riversität, r.ninisterieller Erlasse und Aufklärung

über den Fächerkatalog.

h)

.Formelle Vorprüfung von Anträgen auf Anerkennung inländi-

scher und ausländischer Studienleistungen von sog. Querein-

steigern - z.T. auch prornovierte Antragsteller - , die ihre erwor-

benen Scheine/Diplome mit der Bitte um Prüfung vorlegen, ob

eine Anrechnung auf Veranstaltungen der Fakultät in Betracht

kommt; Weiterleitung dieser Unterlagen an die entsprechen-

den Fachvertieter mit der Bitte um Auflistung, welche Studien-

leistungen nach Maßgabe von $ 22 Apothekerapprobations-

ordnung anrechenbar sind (sog. Rundanfrage); nach Rücklauf

der Anfrage Benachrichtigung des Landesprüfungsamtes und

Information der Antragsteller (hinsichtlich der Einzelheiten wird

verwiesen auf Seite 15 des klägerischen Schriftsatzes vom

20.06.1994 - ABl. 44 - ) .
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i)

Formelle Bearbeitung von Förderanträgen betreffend EG-

Förderprogramme, Erasmus-Programm, BAföG, lCl-

Studentensponsoring, Tem puspl'ogramm

k)

Formelle Prüfung der AnreÖhenbarkeit ausländischer Praktika

oder ähnlicher Studienleistungen unter Rückfrage bei dem

Landesprüfungsamt; selbständiges Ausstellen sog'

Aq u ivalenzbescheinigungen.

r)
Verwaltung und Aktualisierung der Prüferlisten (Prüfer, Prüfer-

stellvertreter, Beisitzer), Übenvachung der jeweils richtigen Be-

setzung; Anfragen bei Prüfern wegen evtl. angefallener per-

sönlicher Veränderungen, ggfs. Entbindung alter und Bestel-

lung neuer Beisitzer

m)

Mitteilung an durchgefallene

Standardschreiben.

Prüfkandidaten gem.

n)

Beratung von Habilitanden über das gesamte inhaltliche Re-

gelwerk der Habilitationsordnung der Fakultät für Pharmazie;

auch hier (vgl. oben g) ist die Klägerin die "zentrale und erste

Anlaufstelle" für Interessenten eines Habilitationsverfahrens.
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o

Zu g) hat die Klägerin in der mündlichen Verhandlung vor dem

Berufungsgericht unter Bezug auf den unbestrittenen erstin-

stanzlichen Vortrag beispielhaft ergänzt, daß sie mit den Stu-

denten und Prüfungskandidaten abklärt, unter welchen Vor-

aussetzungen z.B. Scheine nachgereicht werden können und

ob es sinnvoll ist, einen Härtefallantrag gem. $ 2 Abs. 2 der

Studienordnung Pharmazie zu. stellen. Sie berät so etwa 5 bis

10 Kandidaten Pro Prüfung.

Bei Promotionskandidaten erörtert die Klägerin die möglichen

Fächerkombinationen für die Disputation. Anhand eines bereits

1982 aufgestellten internen Fächerkatalogs, der allerdings in

der Praxis durch weitere Kombinationsmöglichkeiten erweitert

wurde, von denen die Klägerin allein durch ihre Erfahrung

weiß, kann die Klägerin den Kandidaten mögliche Nebenfächer

vorschlagen und die zuständigen Prüfer benennen.

lnsgesamt wendet die Klägerin allein für die Beratungstätigkeit

40% ihrer Arbeitszeit auf.

Bei der Wahrnehmung der Prüfungsangelegenheiten, insbe-

sondere bei der formellen Vorprüfung der Prüfungsunterlagen

und der allgemeinen Beratung der Studenten und Prüfungs-

kandidaten, hat die Klägerin nachfolgende Vorschriften zu

beachten:
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- Hochschulrahmengesetz
- Universitätsgesetz Baden-Württemberg nebst

Ausfü h ru n gsbestim m u n gen

- Grundordnung der Universität Heidelberg

- wechselnde Prüfungsordnungen mit zum Teil schwierigen

Übergangsregelungen
- ministerielle Erlasse

- Studienordnung Pharmazie

- Approbationsordnung für Apotheker nebst Zusatzblättern

- EG-Anpassungsverord n ung

- promotionsordnung der naturwissenschaft l ich-mathemati-

schen Gesamtfaku ltät nebst Spezialtei I Pharm azie

- Habilitationsordnung der Universität Heidelberg für die

Fakultät Pharmazie.

In erster Instanz hat die Klägerin vorgetragen, daß damit die

Voraussetzungen für die Eingruppierung nach BAT V c erfüllt

seien. Denn insbesondere die von ihr im Rahmen der Wahr-

nehmung der Prüfungsangelegenheiten erteilten Auskünfte er-

forderten die Erarbeitung eines selbständigen Ergebniss€S uI'l:

ter Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative'

Sie hat beantragt:

Es wird festgesteltt, daß die Ktägerin ab dem 01-07.1gg1
eingruppiert ist in die Vergütungsgruppe V c der Anlage 1 a
zum BAT.
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Das beklagte Land hat

Klagabweisung

beantragt

und ausgeführt, daß der Klägerin zwar gründliche und vielseiti-
ge Fachkenntnisse in Bezug auf die beiden Arbeitsvorgänge
nicht abgesprochen werden könnten. Allerdings erfordere die
Tätigkeit im Zusammenhang mit den prüfungsangelegenheiten

alfenfalfs 20% selbständige Leistungen. Einzelne Verrichtun_
gen seien rein mechanischer Art oder stellten nur geringe
Anforderungen an die serbständigkeit, wie z.B. das Anregen
der Prüfungsakten oder das Ausstellen von Bescheinigungen.
Inhaltliche Prüfungen, wie etwa bei der Anrechnung von stu-
diengängen, nehme die Klägerin.nicht vor. Auch bei den Deka_
natsaufgaben sei der Anteif qelbständiger Tätigkeit geringer als
113.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben und den streit-
wert auf DM s.166,36 festgesetzt. unter Zugrunderegung der
ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur De-
finition des Arbeitsvorgangs hat es die Dekanatsaufgaben und
die Prüfungsaufgaben ars separate, jedoch jeweirs einheifliche
Arbeitsvorgänge gewertet. Hinsichflich derBearbeitung
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der Prüfungsangelegenheiten hat es sich auf eine Entschei-

dung des Bundesarbeitsgerichts aus dem Jahre 1981 bezogen

(BAG, Urteil vom 02.12.1981 - 4 /ZR301T9 - AP Nr. 52 zu $$

22, 23 BAT 1975). Hinsichtlich der Dekanatstätigkeit hat das

Arbeitsgericht sich auf eine Entscheidung des Bundesarbeits-

gerichts aus dem Jahre 1982 gestützt (BAG, Urteil vom

01.09.1g82-4AZR 1ß4ng -  AP Nr .68 zu SS 22,2}BAT

1975). Das Arbeitsgericht hat weiter angenommen, daß die

Tätigkeit der Klägerin gründliche und vielseitige Fachkenntnis-

se erfordere, da das beklagte Land dies ausdrücklich unstreitig

gestellt habe. Das Arbeitsgericht hat auch das Erfordernis

selbständiger Leistungen bejaht und sich bezüglich der Deka-

natstätigkeit einerseits und der Prüfungsaufgaben andererseits

auf die zuvot erwähnten Entscheidungen des Bundesarbeits-

gerichts bezogen.

Gegen das am 20.09.1994 zugestellte Urteil hat das beklagte

Land am 19.10.1994 Berufung eingelegt und diese nach Frist-

verlängerung vom 10.11;1994 bis 19.12.1gg4 am 1g.12.1994

wie folgt begründet:

Entgegen der Auffassung des Arbeitsgerichts erforderten die

von der Klägerin wahrgenommenen Dekanatsaufgaben nicht

zwangsläufig selbständige Leistungen, da in der Praxis die



- 1 3 -

Aufgaben einzelner Dekanatssekretärinnen sehr unterschied-

lich seien. Die Aufgaben der Klägerin seien im wesentlichen

organisatorischer Natur und enthielten überwiegend Routinear-

beiten, die nur eine leichte geistige Initiative erforderten. Insbe-

sondere habe die Klägerin keine Gedankenarbeit zu leisten,

die eigene Entscheidungen verlange. Bei der Durchführung

von Berufungsverfahren bestehe die Tätigkeit der Klägerin in

der Weitergabe der gesetzlichen Vorgaben und sonstigen Vor-

schriften. Bei der Vorbereitung der Fakultätsratssitzungen ha-

be die Klägerin die vom Dekan benannten Tagesordnungs-

punkte nur zu sämmeln, ohne eine eigene geistige Initiative

entwickeln zu müssen.

Auch im Zusammenhang mit den Prüfungsangelegenheiten

werde von der Klägerin nur die Bewältigung organisatorischer

Abläufe und von Routineangelegenheiten verlangt. Die bera-

tende Tätigkeit der Klägerin beziehe sich auf den formalen Ab-

lauf des Prüfungsverfahrens, so daß ebenfalls nur eine stan-

dardisierte Auskunft ohne das Erfordernis eigener geistiger ln-

itiative erteilt werde. Die inhaltliche Beratung der Studierenden

sei nicht Aufgabe der Klägerin. Schließlich sei die Frage offen-

geblieben, ob selbständige Leistungen in rechtserheblichem

Ausmaß vorlägen. Hiergegen spreche schon die Tatsache,

daß im Zusammenhang mit den Prüfungsangelegenheiten ei-

ne weitere Teilzeitkraft eingesetzt werde.
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Das beklagte Land beantragt daher:

Das lJrteit des Arbeitsgerich   Kammer
g - vom 30.06.1994 wird abgeändert und im Kosten-

punK aufgehoben-

Die Kage wird abgewiesen.

Die Berufungsbeklagte beantragt

die Zurücl<weisung der Berufung.

Hinsichtlich der Dekanatsaufgaben wiederholt sie den Vortrag

1. lnstanz, daß sie die Tagesordnungspunkte für die Fakultäts-

ratssitzung selbst zusammentrage. .Bezüglich d€s Berufungs-

verfahrens werde die Klägerin umfassend organisatorisch tätig'

Auch der Vortrag dbs beklagten Landes bezüglich der Prü-

fungstätigkeit gehe am unstreitigen Vortrag 1. lnstanz vorbei'

Die.Klägerin habe hier selbständige Leistungen zu erbringen

bei der Prüfung der Dokumente, unterlagen und sonstigen

Ausbildungsnachweise zur Abklärung der formellen Prüfungs-

voraussetzungen und der formellen Vorprüfung von Anträgen

auf Anerkennung von inländischen und ausländischen Studien-

leistungen. Auch die Beratung der Studenten und Prüfungs-

kandidaten erfordere selbständige Leistungen. Selbständige

Leistungen seien auch in rechtserheblichem Ausmaß erforder-

lich, da die Klägerin ohne Übertragung der Vorschriften auf
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den Einzelfall überhaupt keine Beratung geben könne. Die
vom beklagten Land angesprochene weitere Teilzeitkraft wer-
de jährlich zweimal drei Monate jeweils dienstags für 3 stun-
den, also 80 Stunden im Jahr beschäftigt.

E n t s c h e i d u n o s o r ü n d e :

Die Berufung ist zulässig.

sie ist an sich statthaft (S 64 Abs.1 und Abs. 2 ArbGG). sie ist
form- und fristgerecht eingelegt und begründet worden (g 66
Abs. 1 Satz 1, S 64Abs.6 Satz l  ArbGG i.V.m. SS S1g, S19
zPo).

B.

Die Berufung ist jedoch unbegründet und war daher mit der
Kostenfolge aus $ 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

Die Klägerin kann die Feststellung verlangen, daß sie ab
01.07.1991 nach Maßgabe der Vergütungsgruppe V c der An-
lage 1 a 2um BAT eingruppiert ist.

A.

I,
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Die Zulässigkeit einer Eingruppierungsfeststellungsklage ent-

spricht der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-

:richts. Das nach S 256 Abs. 1 ZPO ertorderliche Rechtsschutz-

interesse ist gegeben, weil durch die Feststellungsklage das

Rechtsverhältnis der Parteien umfassendergeklärtwerden

kann als durch eine auf Vergütung gerichtete Leistungsklage-

Die Feststellungsklage ist hier geeignet, den rechtlichen Status

der Klägerin, der sich aus der Eingruppierung in eine bestimm-

te Vergütungsgruppe ergibt, seit 01.07.1991 und für die Zu-

kunft umfassend zu klären, und zwar auch in Bezug auf von

der Eingruppierung abhängige weitere Ansprüche der Klägerin.

Eine solche umfassende Wirkung könnte ein Zahlungsurteil

nicht entfalten, weshalb auch nach dem Grundsatz der Pro-

zeßwirtschaftlich.keit die Feststellungsklage sinnvoller ist als

eine Leistungsklage (BAG, Urteil vom 02.12.1981 - 4 MR

g}lng - AP Nr. 52zuSS 22,23 BAT 1975).

1 t .

Die Tätigkeit der Klägerin erfüllt die Voraussetzungen der Ver-

gütungsgruppe V c der Anlage 1 a zum BAT (2). Gemäß $ 70

BAT kann die Klägerin die Feststellung 'rückwirkend zum

01.07.1991 ver langen (1) .
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1. Durch den Höhergruppierungsantrag vom lll'lz'lggl hat

die Klägerin die Eingruppierung nach Vergütungsgruppe V c

geltend gemacht. Gemäß s 70 BAT wirkt die Geltendmachung

6 Monate zurück'

Dami t i s tde rAn t ragab0 l .oT . lgg lbegrÜnde tunder faß tauch

später fällig werdende Leistungen'

2. Die Klägerin ist seit 01'07'1991 in Vergütungsgruppe V c

der Anlag e 1 azum BAT eingruppiert'

a) Das Arbeitsverhältnis der Parteien unterliegt kraft einzelver-

t r a g | i c h e r | n b e z u g n a h m e d e m B A T . D a m i t k o m m t e s f ü r d i e

Eingruppierung der Klägerin nach $ 22 Abs' 2 Unterabs' 2 Satz

lBATdarau fan ,ob . inde rTä t igke i tde rK läger inze i t l i chmin -

destens zur Hälfte Arbqitsvorgänge anfallen, die für sich ge-

nommendieAnforderungeinesTätigkeitsmerkma|sodermeh-

rerer Tätigkeitsmerkmale der von der Klägerin in Anspruch

genommenen Vergütungsgruppe V c der Anlage 1 a zum BAT

e r f ü f l e n ( B A G , U r t e i l v o m 2 0 ' 1 0 ' 1 9 7 3 - 4 p ; : R 4 5 1 9 3 - A P N r '

1722u SS 22, 23 BAT 1975)'

DiehiereinschlägigenTatbestandsmerkmalelauten:

Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-

dienst und im Außendienst, deren Tätigkeit gründli-

che und vielseitige Fachkenntnisse und selbständige

Leistungen erfordert.

1a .
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(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse

brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet der Ver-

waltung (des Betriebes), bei der der AngestÖllte

beschäftigt ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis des

Angestellten muß aber so gestaltet sein, daß er nur

beimVorhandensein gründlicher und vielseitiger

Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet wer-

den kann.

Selbständige Leistungen erfordern ein den vorausge-

setzten Fach ken ntn isse n entsprechendes sel bständ i-

ges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung

einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte geistige

Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.)

Angestellte im BÜro-, Buchhalterei, sonstigen Innen-

dienst und im Außendienst, deren Tätigkeit gründli-

che und vielseitige Fachkenntnisse und mindestens

zu einem Drittel selbständige Leistungen erfordert.

(Die Klammersätze zu Fallgruppe 1 a gelten.)

b) Unter einem Arbeitsvorgang versteht die Protokollnotiz zu

S 22 Abs.2 BAT solche Arbeitsleistungen einschließlich ihrer

Zusammenhangsarbeiten, die, .bezogen auf den Aufgabenkreis

1 b .
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des Angestellten, zu einem bei natürlicher Betrachtung ab-

grenzbaren Arbeitsergebnis führen. Nach der daran anknüp-

fenden ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts

ist unter einem Arbeitsvorgang eine unter Hinzurechnung der

Zusammenhangstätigkeiten und bei Berücksichtigung einer

sinnvollen, vernünftigen Venraltungsübung nach tatsächlichen

Gesichtspunktenabgrenzbareund rechtlich selbständig zt)

bewertende Arbeitseinheit der zu einem bestimmten Arbeitser-

gebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten zu verstehen

(BAG, Urteil vom 18.05.1994 - 4 MR 461193 - AP Nr. 178 zu

SS22,23 BAT 1975 unter  Bezug auf  AP Nr .  115,  116,  1202u

ss 22, 23 BAT 1975).

Dabei ist es rechtlich möglich, daß die gesamte Tätigkeit des

Angestellten im tariflichen Sinn nur einen Arbeitsvorang bildet,

wenn der Aufgabenkreis nicht weiter aufteilbar und einer recht-

lichen Wertung zugänglich ist. Tatsächlich trennbare Tätigkei-

ten mit unterschiedlichen tariflichen Wertigkeiten können je-

doch nicht zu einem Arbeitsvorgang zusammengefaßt werden

(BAG AP Nr. 178 zu SS 22, 23 BAT 1975).

Angewandt auf den vorliegenden Fall bedeutet dies, daß die

Tätigkeit der Klägerin aus zrvei Arbeitsvorgängen besteht.

Dies hat das Arbeitsgericht unter Bezugnahme auf die hierzu

ergangene Rechtssprechung des 4. Senats des Bundesar-

beitsgerichts richtig festgestellt.



_ 2 0 _

(1) Ein Arbeitsvorgang, der die Arbeitszeit der Kläge rin zu 113
in Anspruch nimmt, umfaßt die wahrnehmung der im Tatbe-
stand näher beschriebenen Dekanatsaufgaben

Arbeitsergebnis ist hier die Leitung und Durchführung der De-
kanatsgeschäfte auf der Veruvaltungsebene. Hierzu gehören

die Verwaltungsarbeiten im Zusammenhang mit Berufungs-
verfahren (l a) und bei der Einsetzung außerplanmäßiger Do-
zenten (l b) ebenso wie die Vorbereitung der Fakultätsratssit-
zung durch die Erstellung der Tagesordnung (l d) und die
Koordination der Hörsaalbelegung (l c). Die von der Klägerin
wahrgenommenen Aufgaben dienen dem reibungslosen Ablauf
der Dekanatsgeschäfte. Die in diesem Rahmen anfallenden
schreibarbeiten (l e,0 sind als Zusammenhangstätigkeiten an-
zusehen. Die Aufgaben sind gegenüber den übrigen Aufga-
ben der Klägerin abgrenzbar und tariflich selbständig bewert-
bar. Eine tariflich unterschiedliche Bewertung abgrenzbarer
Tätigkeiten ist nicht ersichflich. Die Kammer befindet sich inso-
weit im Einklang mit der hierzu ergangenen Rechtsprechung
des Bundesarbeitsgerichts (Urteil vom 01.09.1gg2 - 4 MR
1ß4ng - AP Nr. 68 zu SS 22,23 BAT). Auch hier hat das
Bundesarbeitsgericht in einem ähnlich gelagerten Fall die ver-
waltungsmäßige Führung der Dekanatsgeschäfte zu einem Ar-
beitsvorgang zusammengefaßt. In dieser Entscheidung wur-
den sogar die Promotions- und Habilitationsangelegenheiten

sowie das Führen der fakultätsinternen personalakten diesem
Arbeitsvorga ng hinzu gerech net.
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(2)Einwei tererArbei tsvorgangumfaßtd ie imTatbestandnä. .

her umschriebenen Aufgaben im Zusammenhang mit Prü-

fungsangelegenheiten' Dieser Arbeitsvorgang nimmt 213 der

Arbeitszeit der Klägerin in Anspruch'

Arbeitsergebnis ist hier die verwaltungsmäßige Leitung und

orgdnisator ischeAbwick|ungdesPrüfungsbetr iebs.Diesem

Arbeitsergebnis dienen zum einen die formelle Prüfung der Do-

kumente und sonstigen prüfüngsunterlagen (ll a), die formelle

Vörprüfung der Anträge auf Anerkennung inländischer und

ausländischer studienleistungen und Praktika (ll h, k) ein-

sch| ießl ichder in ternat ionalenFörderprogramme(| l i ) .Zuman.

deren dient diesem Arbeitsergebnis die allgemeine Beratung

derStudentenundPrüfungskandidateneinschl ieß| ichderDok-

to randen( | | g )undHab i l i t anden( | | h ) .H ie rzuzäh |enwe i te rd ie

organisat ionderPrüfungstermine( l |c )e inschl ießl ichderVer-

waltung und organisation der Prüferlisten (ll e) und die Über-

prüfung der Durchschnittsnoten für die interhe Notenliste (ll d)'

das Anlegen der Prüfungsakten (ll b)' das Ausstellen von

Zeugn issenundsons t igenBesche in igungen( | l e )e insch l i eß -

| i chderM i t te i | ungandurchge fa l l eneKand ida ten ( | |m)w ied ie

Meldung an das Bundesverwaltungsamt (ll f)'

D ieseTät igke i tenderKläger inSindtatsächl ichnichtvoneinan-

der t rennbar ,ohnedasArbei tsergebniszuzerstückeln.Zwar

hat das beklagte Land insoweit eingewandt, neben der Kläge-

r i nse ie inewe i te reTe i | ze i t k ra f t imZusammenhangmi tden
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Prüfungsangelegenheiten tätig' Das beklagte Land hat inso-

weit jedochnicntvorgetragen,welcheabgrenzbarenTätigkei.

ten diese Teilzeitkraft aus dem von der Klägerin wahrgenom-

menen Aufgabenkatalog ausführt' Der Einwand daher

unbeachtlich'

Auch bei der Zusammenfassung der Aufgaben im Zusammen-

hangmi tdenPrüfungsange. legenhei tenbef indets ichdieKam.

mer im Einklang mit der hierzu ergangenen Rechtsprech.u:l:

des Bundesarbeitsgerichts (Urteil vom 02'11'1981 - 4 AZR

gllng-APNr' S2zuSS22'23 BAT 1975)'  In dieser Ent-

scheidunghatdasBundesarbei tsger ichtd ieTät igke i tvonder

BeratungderStudentenbezügl ichderPrüfungsvorausseEun-

E"nt iU"rd iePrüfungderAnmeldeunter lagenbiszurAbst im-
mungderPrüfungste imineundderErrechnungderPrüfungs-

gebühren zu einem Arbeitsvorgang zusammengefaßt'

(3) Bedenken könnten in vorliegendem Fall allenfalls deswe'

genbes tehen ,we i lde rVor t ragderK |äger inze i tan te i | i gzw i - .

schendenStaatsprüfungeneinerse i tsunddemderSelbstver-

wal tungderUnivers i tä tunter l iegendenPromot ions-undHabi .

| i ta t ionsprüfungenandererse i tsn ichtunterscheidet

Bundesarbeitsgericht im Urteil vom 01'09'1982 (AP Nr' 68 zu -

SS 22, 23 BAT 1975) letztere den Dekanatsgeschäften zuge-

ordnethat .Zwarneigtd ieKammerdazu 'auchdiePromot ions '



- 2 3 -

undHabil i tat ionsprüfungendemArbeitsvorgang' 'Prüfungsan.

geleEenheiten" zuzuordnen'

Für das Ergebnis dieses Falles kommt es jedoch nicht darauf

an, welchem.Arbeitsvorgang man diese prüfungen zuordnet,

sodaßdieseFrageunentschiedenble ibenkann(s ieheunten

d (2), (3)).

c) Bei der Tätigkeit der Klägerin fallen zeitlich

Hälfte Arbeitsvorgänge an' deren Bearbeitung

vielseitige Fachkenntnisse erfordert'

mindestens zur

gründliche und

Dieses erstmals in Vergütungsgruppe BAT vll geforderte Her-

aushebungsmerkma| i s te ine rse i t szudengrÜnd l i chenFac | r - '

kenntnissen (BAT Vilr Failgruppe 1 b), andererseur 
::_

den gründlichen und umfassenden Fachkenntnissen (BAT

V b Fallgruppe 1 a) abzugrenzen' Gründliche Fach-

kenntnisse sind solche nicht nur oberflächlicher Art (qualitativ)

und von nicht ganz unerheblichem Ausmaß (quantitativ)

(Böhm/Spiertz/Sponer/Steinherr' BAT - Kommentar' Teil ll'

Band 3, Randnote 6 zur VergÜtungsgruppe Vll)' Demgegen-

überer forderngründ| iche.undvie lse i t igeFachkenntn isseeine

Erwe i te rungnurde rQuan t i t ä tnachundwerdenVomBundes .

a rbe i t sge r i ch tde f in ie r ta l s ' ' nähereKenn tn i svonGese tzen '

Verwattungsvorschriften und Tarifbestimmungen u's'w' des

Aufgabenkreises" (BAG AP Nr' 68 zu SS 22' 23 BAT 1975)'
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Fachkenntnisse sind aber allgemein darüber hinaus die für die

Bewältigung des Aufgabenkreises unerlässlichen Kenntnisse

des Angestellien, zu denen auch Erfahrungswissen gehören

kann (Böhm u.a.,  a.a.O. Randnote 7) '

Die Vielseitigkeit setzt einen nicht allzu speziälisierten Tätig-

keitsbereich voraus (Böhm u'a', a'a'O' Randnote 12)'

I nd iesems inneer fo rde rnd ie imZusammenhangmi tbe iden

Arbei tsvorgängen(DekanatsaufgabenundPrüfungsangele-

genheiten) anfallenden Tätigkeiten (100% der Tätigkeit) gründ-

liche und vielseitige Fachkenntnisse'

Da das beklagte Land das Erfordernis gründlicher und vielseiti-

ger Fachkenntnisse nicht in Abrede gestellt hat' konnte die

Kammer es bei der pauschalen Prüfung dieses Tatbestands-

merkmals bewenden lassen (BAG Urteil vom 20'10'1993 - 4

/ ü j R 4 5 t g 3 - A P N r . 1 7 2 z u s s 2 2 , 2 3 B A T 1 9 7 5 u n t e r | | l 3 b )

aa) der Gründe).

Die Klägerin hat unstreitig sowohl bei der wahrnehmung der

Dekana tsau fgabenw iederPrü fungsange |egenhe i tene ine

Vielzahl von Vorschriften zu beachten. Hierzu zählen bei der

wahrnehmung der Dekanatsaufgaben das universitätsgesetz,

ministerielle Erlasse und universitäre Vorschriften sowie die

auch bei den Prüfungsaufgaben zu beachtenden Vorschriften'

Zu diesen zählen neben dem Hochschulrahmengesetz die
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GrundordnungderUnivers i tä t ,d ied iversenPrüfungsordnun.

gennebstÜbergangsvorschr i f tensowiediePromot ions.und

Habil i tat ionsordnung.HinzukommtinsbesonderebeiderBera-

tungderPromotionskandidateneinnichtunerhebl ichesErfah-

rungswissen bezüglich möglicher Fächerkombinationen'

DieseAuffassungwirdbestät igtdurchdieEntscheidungendes

Bundesarbeitsgerichts,we|chedasErfordernisgründl icherund

vielseitiger Fachkenntnisse sowohl bei der Wahrnehmung der

Dekanatsaufgaben ars auch der prüfungsangelegenheiten be-

jaht haben (BAG AP Nr' 52' 68 zu SS 22' 23 BAT 1975)'

d) Bei der Tätigkeit der Klägerin fallen

stens zu 1t3 Arbeitsvorgänge an' deren

dige Leistungen erfordert'

weiter zeitlich minde-

Bearbeitung selbstän-

(1)NachdemK|ammerzusatzerfordernse|bständigeLeistun.

geneindenvorausgesetz tenFachkenntn issenentsprechen-

desselbständigesErarbeiteneinesErgebnissesunterEntwick-

lungeinere igenengeis t igenIn i t ia t ive;e ine|e ichtegeis t igeAr-

b e i t k a n n d i e s e A n f o r d e r u n g n i c h t e r f ü l l e n . D a h e r i s t k e i n

Raum für eigene geistige Initiative' wenn sich die Bearbeilung

durchRou t inee ine rgew issenSchemat i knäher toderdu rch

Weisungenderar te ingeschränkt is t 'daßkeinRaumfüre igene

Wertungen verbleibt (Böhm u'a'' a'a'O' Anmerkung 7 zur
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VergütungsgruppeV|b) .Dagegenl iegenselbständigeLeis tun-

gen vor, wenn im Rahmen der vorausgesetzten Fachkenntnis-

se ein Entscheidungs- oder Gestaltungsspielraum ausgefüllt

wird. Eine besondere Schwierigkeit oder überhaupt schwierig-

keit wird nicht gefordert (Böhm u'a', a'a'O' Randnote 8)'

ln diesem sinne erbringt die Klägerin jedenfalls beim Arbeits'

vorgangPrüfungsange|egenhei tenauchse|bständigeLei -

s t u n g e n . D e n n s o w o h l d i e B e r a t u n g d e r S t u d e n t e n u n d P r ü -

fungskandidaten wie auch die ÜberprÜfung der unterlagen zur

Abklärung der formalen Prüfungsvoraussetzungen erfordern

dasAus fü | l ene inesBeur te i l ungssp ie l raums.Dabe i i s t zw i -

schendenPar te ienuns t re i t i g ,daßd ieK läger inüberden fo r .

ma|enPrüfungsab|aufberät .Geradehierzumußsie jedochdie
prüfungsvorschriften auf den Einzelfall anwenden. Dies zeigt

sich besonders gut an dem in der mündlichen Ver:handlung nä-

her erläuterten Beispiel: Gerade die Überlegung' ob es sinn-'

v o l l i s t , e i n e n H ä r t e f a l l a n t r a g z u s t e l l e n ' z e i g t ' d a ß h i e r e i n

schon in der Prüfungsordnung vorgegebener Entscheidungs-

spielraum auf den Einzelfall übertragen werden muß' was

zwangsiäufig eine Routineangelegenheit ausschließt' Dassel-

be gilt für die formelle Prüfung der Anrechenbarkeit anderweiti-

ger Studienleistungen bei Quereinsteigern oder Auslandsprak-

tika. Freilich fällt die Klägerin hier nicht die Entscheidung' sie

berät jedoch über die Erfolgsaussicht ge5jebenenfalls zu stel-

lender Anträge.
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EntsprechendhatauchdasBundesarbeitsgerichtdieÜberprü-

fungderZulassungsanträgeunddieEr te i lungvonAuskünf ten

beiderBeratunginPrüfungsf ragenalsse lbständigeLeis tun-

gen anerkannt (BAG AP Nr' 52zu SS 22' 23 BAT 1975)'

Ob auch die Tätigkeiten im'Zusammenhang mit der Dekanats-

verwa|tungohnedieEinbeziei iungderPromotions-undHabi-

litationsprüfungen selbständige Leistungen erfordert' kann hier

dahinstehen. Dem beklagten Land ist aller9ings zu3-19!Tt"I-

daß nicht jede Art von Dekgnatsv-e-rwallu1g -d!e-s-9s oY.9!'E!g:

ä;;;;;;itar e*tiiri' so !''at das- Landesarogitssglignt

*ä^m-pfarzdas Erfordernis setbständiger Lgislungen.le-

denfal lsdannverneint;wennsichdieDekanatsaufgabeninder

Erled i g u n s der P-o. :t, 1l er1 Ftn::9lq yol Ers g nzu 1 gsl iefery I

g e n, der voru"'"'tffi lla lultätskonfele r'r-ze1 u n d' d-e'm Fü !;

ren der Personala[en grqchgplen (Urteil vom 22'05 '1985 - 2

Sa 408/84, zitiert nach Böhm u'a' Rdn' 13 zu Vergr' Vl b)

BAT).

Bezieht man dagegen entsprechend der Entscheidung des

Bundesarbeitsgerichts (BAG AP Nr' 68 zu SS 22' 23 BAT

1975) .d iePromot ions ' -undHabi | i ta t ionsange|egenhei ten in

denArbe i t svo rgang"Dekana tsau fgaben" -m i te in ' so i s tauch

* | 'o , " , "nArbei tsvorgangdasErfordern isse lbständigerLei -

s tungenzubejahen.Denndadurcher forder td ieTät igke i tder
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Klägerin wiederum durch subsumPtion unter die einschlägi-

gen Prüfungsvorschriften das Ausfüllen eines Ermessensspiel-

raums. Dies wird wiederum durch das von der Klägerin in der

mündlichen Verhandlung erläuterte Beispiel verdeutlicht, wo-

nach sie zum Beispiel den Promotionskandidaten aus einer

Vielzahl von wahlmöglichkeiten die Prüfungsfächer für die Dis-

putation vorschlagen kann.

(2) Das

gen" im

erfüllt.

Denn es genügt, wenn Arbeitsvorgänge' die mindestens 1/3

der Arbeitszeit in Anspruch nehmen, selbständige LeistunEen

enthalten. Auf den umfang der selbständigen Leistungen in-

nerhalb des einzelnen Arbeitsvorgangs kommt es dann nicht

mehr an (BAG, Urteil vom 18.05'1994 - 4 FZR461193 - AP Nr'

1782uss22,238AT1975) .DieseRechtsprechungentspr icht

der protokollnotiz Nr. 1 zu $ 22 Abs. 2 BAT, wonach eine zeitli-

cheAufspa| tungderTät igke i ten innerhalbe inesArbei tsvor .

gangs sich verbietet.

Bejaht man daher für den Arbeitsvorgang 
"Prüfungsangelegen-

heiten,' das Erfordernis selbständiger Leistungen, so sind für

213 der klägerischen Tätigkeiten die Qualifizierungsmerkmale

für Vergütungsgruppe V c BAT (Fallgruppe 1 a oder 1 b) gege-

ben,daderArbei tsvorgang2t3derk läger ischenTät igke i t in

Merkmal 'mindestenszul /3se|bständigeLeis tun.

Sinne der Vergütungsgruppe V c 1 b BAT ist ebenfalls
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Anspruch nimmt' Die Qualifizierungsmerkmale für 'BAT 
V c

sind aber auch dann gegeben' wenn man die Tätigkeit im 7:u-

sammenhangmitdenPromotions-undHabi| i tat ionsangelegen-

heiten dem Arbeitsvorgang 
,'Dekanatsaufgaben" zuordnet'

Denn dann erfüllen beide Arbeitsvorgänge' mithin 100% der

kEgerischen Tätigkeit' die Qualifizierungsmerkmale'

(3) Allerdings weist das beklagte Land zu Recht darauf hin

daß die Arbeitsvorgänge auch' in rechtserheblichem Ausmaß

das ErJordernis selbständiger Leistungen erfüllen mÜssen

(BAG AP 172,178 zuSS 22' 23 BAT 1975)' Selbständige Lei-

stungen in rechtserheblichem Ausmaß liegen danl vor' wenn

ohnesieeinsinnvo|lverwertbaresArbeitsergebnisnichterzie|t

würde (BAG AP Nr' 172zuSS 22' 23 BAT 1975)'

Auchdies is t . invor l iegendemVerfahrenzub,e jahen.ohnedie

imRahmenderPrüfungsangelegenheitenerbrachtense|bstän.

d igenLe is tungen inBezugau f fo rme | |eVorp rü fungderPrü - '

fungsunterlagen und die Beratung der Kandidaten ist das Ar-

beitsergebnis,.verwaltungsmäßigeLeitungundorganisatori-

scheAbwick|ungdesPrüfungsbetr iebes ' 'n ichtdenkbar 'Dar-

über hinaus nimmt allein die Beratung der Studenten und Prü-

fungskandidaten40%derArbeitszeitderKlägerin, inAnspruch.

Zwaristdas.,rechtl icherheb|icheAusmaß' 'nicht,pr imärquanti-

tativ zu bestimmen (BAG AP Nr' 172zuSS'22' 23 BAT 1975

un te r l l | ' 3b )bb )de rGründe) .Be id iesemUmfang is t j edoch
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allein wegen der Quantität das rechtlich erhebliche Ausmaß

erfüllt.

Daherkommtesauchinsowei tn ichtdaraufan,obdie imZu-

sammenhang mit den Promotions- und Habilitationsprüfungen

anfallenden Tätig keiten gegebenenfa lls den Deka natsaufg a-

benzugerechnetwerdenmüssen.Wendetd ieK|äger innäm-

lich weniger als die Hälfte der Zeit beim Arbeitsvorgang 
"Prü-

fungsangelegenheiten" auf die Promotions- und Habilitations-

prüfungenauf ,verb le ibennochmehra ls l /3derGesamtar-

beitszeit für diesen Arbeitsvorgang; wendet die Klägerin dage-

genmehra|sd ieHäl f tederArbei tsze i tbe imArbei tsvorgang
',Prüfungsangelegenheiten' 'aufdiePromotions-undHabil i tat i-

onsprüfungenauf,verlagertsichderArbeitsvorgang''Deka-

natsaufgaben" auf mehr als 2/3 der Gesamtarbeitszeit. Allein

schon dem zeitlichen umfang nach sind dann die selbständi-

gen Leistungen auch beim Arbeitsvorgang"Dekanatsaufga-'

ben" nicht rechtlich unerheblich'

Die Berufung konnte daher keinen Erfolg haben'

i l1.

Gründe, welche die Zulassung der Revision geboten hätten (s

72 Abs. 2 ArbGG) sind nicht gegeben.I
.
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' rr -irrr oe kein weiteres Rechtsmittel' Das

Gegen dieses Urteil gibt es.*'n-l

BerufungsgerichthatdieRevisionnichtzugelassen,wei|diein

$T2Abs .2ArbGGnormie r tenVorausse tzungenda fü rn i ch t
vorliegen' Wegen der Möglichkeit' die Nichtzulassung der

RevisionmittelsNichtzulassungsbeschwerdeanzugreifen'wird

auf $ 72 a ArbGG hingewiesen'


